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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der Verordnung Nr. 17 des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Zuständige Behörde im Sinne der Verordnung 
Nr. 17 des Rates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft vom 6. Februar 1962 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Seite 204/62; Bundesge- 
setzbl. 1962 II S. 93), zuletzt geändert durch die 
Verordnung Nr. 165/65 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 9. Dezember 1965 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Seite 
3141/65), ist das Bundeskartellamt. 

§2 

(1) Zur Durchführung von Nachprüfungen auf 
Ersuchen der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach Artikel 13 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit Artikel 12 und Artikel 14 der Verord- 
nung Nr. 17 können die vom Bundeskartellamt be- 
auftragten Bediensteten: 

1. die Bücher und sonstigen Geschäftsunter- 
lagen prüfen, 

2. Abschriften oder Auszüge aus Büchern 
und Geschäftsunterlagen anfertigen, 

3. mündliche Erklärungen an Ort und Stelle 
anfordern, 

4. alle Geschäftsräumlichkeiten, Betriebs- 
grundstücke und Transportmittel der Un- 
ternehmen betreten. 

(2) Die Befugnisse nach Absatz 1 werden unter 
Vorlage eines schriftlichen Prüfungsauftrages des 
Präsidenten des Bundeskartellamtes ausgeübt. In 
dem Prüfungsauftrag sind das Ersuchen der Kom- 
mission sowie der Gegenstand und der Zweck der 
Nachprüfung zu bezeichnen. 

§3 

(1) Das Bundeskartellamt kann die Duldung einer 
Nachprüfung, die durch eine Entscheidung der Kom- 
mission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
auf Grund des Artikels 14 Abs. 3 der Verordnung 
Nr. 17 angeordnet ist, nach den Vorschriften des 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157), geändert durch das 
Gesetz vom 12. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 429), 
durchsetzen; insbesondere kann es erforderlichen- 
falls unmittelbaren Zwang anwenden. 

(2) Vor der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
weisen sich die beauftragten Bediensteten des Bun- 
deskartellamtes auf Verlangen durch eine schrift- 


liche Vollzugsanordnung des Präsidenten des Bun- 
deskartellamtes aus. 

§4 

(1) Zur Unterstützung der mit Nachprüfungen be- 
auftragten Bediensteten der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach Artikel 14 
Abs. 5 und Artikel 12 Abs. 4 der Verordnung Nr. 
17 hat das Bundeskartellamt die Befugnisse nach 
§ 2 Abs. 1. Die Vorschrift des § 2 Abs. 2 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) Widersetzt sich ein Unternehmen einer durch 
Entscheidung der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft auf Grund des Artikels 14 
Abs. 3 der Verordnung Nr. 17 angeordneten Nach- 
prüfung durch beauftragte Bedienstete der Kom- 
mission, so gewährt das Bundeskartellamt ihnen 
Unterstützung, damit sie ihre Nachprüfungen durch- 
führen können. Zu diesem Zwecke hat das Bundes- 
kartellamt die Befugnisse nach § 3 Abs. 1. 

§5 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftrag- 
ter einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Verwaltungsbehörde bekanntgeworden 
ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Zur Anwendung der in Artikel 85 und Artikel 86 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft enthaltenen Vorschriften über 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen und die 
mißbräuchliche Ausnutzung beherrschender Stellun- 
gen auf dem Gemeinsamen Markt kann die Kom- 
mission nach der Verordnung Nr. 17 des Rates in 
enger und stetiger Verbindung mit den Mitglied- 
staaten alle erforderlichen Maßnahmen treffen. Ins- 
besondere kann die Kommission Nachprüfungen 
bei Unternehmen und Unternehmensvereinigungen 
anordnen, um Verstöße gegen die Verbote nach 
Artikel 85 Abs. 1 und Artikel 86 des Vertrages zu 
ermitteln. Sie kann die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten um die Durchführung der Nachprü- 
fungen ersuchen oder die Nachprüfungen von ihren 
eigenen Bediensteten durchführen lassen. Es ist vor- 
gesehen, daß die Bediensteten der Kommission und 
der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sich 
bei den Nachprüfungen gegenseitig unterstützen. 

Aus dieser Regelung ergibt sich für die Mitglied- 
staaten die Aufgabe, die in ihrem Hoheitsbereich 
zuständige Behörde zu bestimmen und sie zu er- 
mächtigen, auf Ersuchen der Kommission Nachprü- 
fungen durchzuführen und die beauftragten Bedien- 
steten der Kommission bei ihren Nachprüfungen zu 
unterslülzen. Insbesondere haben die Mitgliedstaa- 
ten nach Artikel 14 Abs. 6 der Verordnung Nr. 17 
den beauftragten Bediensteten der Kommission die 
erforderliche Unterstützung zu gewähren, damit 
diese ihre Nachprüfungen auch dann durchführen 
können, wenn sich ein Unternehmen einer angeord- 
neten Nachprüfung widersetzt; sie haben die zu 
diesem Zweck erforderlichen Maßnahmen nach An- 
hörung der Kommission zu treffen. 

In der Bundesrepublik bedarf es hierfür eines Bun- 
desgesetzes zur Ausführung der Verordnung Nr. 17. 
Zu dem Entwurf dieses Gesetzes ist die Kommission 
angehört worden. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit mehr Kosten 
belastet, als schon jetzt durch die Amtshilfe des 
Bundeskartellamtes gegenüber der Kommission ent- 
stehen. 


1) Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 
und 86 des Vertrages (ABI. S. 204/62; BGBl. 1962 II 
S. 93); geändert durch die Verordnung Nr. 59 des Rates 
vom 3. Juli 1962 (ABI. S. 1655/62; BGBl. 1962 II S. 931) 
und die Verordnung Nr. 118/63 des Rates vom 5. No- 
vember 1963 (ABI. S. 2696/63; BGBl. 1964 II S. 62), so- 
wie durch die Verordnung Nr. 141 des Rates vom 
26. November 1962 (ABI. S. 2752/62; BGBl. 1963 II 
S. 59) und die Verordnung Nr. 165/65 vom 9. Novem- 
ber 1965 (ABI. S. 3141/65). 


II. Besonderes 

§ 1 bestimmt das Bundeskartellamt als die zustän- 
dige Behörde, die im Geltungsbereich des Gesetzes 
(Bundesrepublik einschließlich Berlin [West]) die 
Aufgaben und Befugnisse wahrnimmt, welche nach 
der Verordnung Nr. 17 den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten zugewiesen sind. Dadurch wird 
die bisherige enge Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und dem Bundeskartellamt im Rahmen 
und nach Maßgabe der Verordnung Nr. 17 auf eine 
sichere Rechtsgrundlage gestellt. Insbesondere ob- 
liegt es dem Bundeskartellamt, auf Ersuchen der 
Kommission selber Nachprüfungen durchzuführen 
und die Bediensteten der Kommission bei ihren 
Nachprüfungen zu unterstützen. 

§ 2 Absatz 1 setzt das Bundeskartellamt in die Lage, 
auf Ersuchen der Kommission im gleichen Umfang 
Nachprüfungen durchzuführen wie die beauftragten 
Bediensteten der Kommission. Die unter Nummer 1 
bis 4 aufgezählten Befugnisse entsprechen den Be- 
fugnissen der Bediensteten der Kommission nach 
Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung Nr. 17. Die unter 
Nummer 4 bezeichnete Befugnis ist abweichend vom 
Wortlaut des Artikels 14 Abs. 1 Buchstabe d der 
Verordnung Nr. 17 formuliert, um klarzustellen, 
daß nur solche Räumlichkeiten und Grundstücke 
der Unternehmen, die dem Geschäftsbereich dienen, 
betreten werden dürfen, nicht aber Räumlichkeiten 
und Grundstücke, die zum Anlagevermögen der 
Unternehmen gehören und zu Wohnzwecken be- 
nutzt werden. Diese Klarstellung ist erforderlich, 
damit das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) unberührt 
bleibt. Der Wortlaut entspricht dem des § 97 b 
Abs. 1 Buchstabe c des Güterkraftverkehrsgesetzes 
und des § 35 b Abs. 1 Buchstabe c des Gesetzes 
über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr in der 
Fassung des Ausführungsgesetzes zur Verordnung 
Nr. 11 des Rates der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (Bundesgesetzbl. I 1961 S. 1153). 

§ 2 Abs. 2 konkretisiert die Vorschrift des Artikels 
13 Abs. 1 Satz 2 und 3 der Verordnung Nr. 17 und 
schreibt darüber hinaus vor, daß in dem Prüfungs- 
auftrag das Ersuchen des Kommission bezeichnet 
werden muß; dadurch wird klargestellt, daß das 
Bundeskartellamt nicht für die Anordnung der 
Nachprüfung durch die Kommission, sondern nur 
für die Durchführung der Nachprüfung verantwort- 
lich ist. 

Nach § 3 Abs. 1 kann das Bundeskartellamt, wenn 
es auf Ersuchen der Kommission Nachprüfungen 
durchführt, die Entscheidungen der Kommission 
nach Artikel 14 Abs. 3 der Verordnung Nr. 17 
nach den Vorschriften des Verwaltungs-Vollstrek- 
kungsgesetzes durchsetzen und dabei erforderlichen- 
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falls unmittelbaren Zwang anwenden. Der Halb- 
satz 2 hat nur deklaratorische Bedeutung. Seine 
Aufnahme in das Gesetz entspricht den Regelun- 
gen der anderen Mitgliedstaaten. Darauf hat die 
Kommission bei ihrer Anhörung Wert gelegt. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß die Unternehmen 
die Berechtigung der ihnen gegenübertretenden 
Vollstreckungsbeamten prüfen können. 

§ 4 Abs. 1 gibt dem Bundeskartellamt zur Gewähr- 
leistung einer wirksamen Unterstützung der mit 
Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der Kom- 
mission die Befugnisse nach § 2 Abs. 1 ; die Bedien- 
steten des Bundeskartellamtes sind mit einem 
schriftlichen Auftrag auszustatten, der sie zur Unter- 
stützung der Bediensteten der Kommission berech- 
tigt. 


Absatz 2 verpflichtet und berechtigt das Bundes- 
kartellamt, die Duldung einer durch Entscheidung 
nach Artikel 14 Abs. 3 der Verordnung Nr. 17 ange- 
ordneten Nachprüfung mit unmitttelbarem Zwang 
durchzusetzen, wenn die beauftragten Bediensteten 
der Kommission eine Nachprüfung allein nicht 
durchführen können. Die Anordnung und Anwen- 
dung des unmittelbaren Zwanges richtet sich nach 
§3. 

§ 5 soll sicherstellen, daß die Bediensteten einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde die bei Anwendung des Ge- 
setzes erlangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
wahren. Der Wortlaut dieser Strafvorschrift ent- 
spricht dem § 28 des Wirtschaftssicherstellungsge- 
setzes vom 24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 920). 
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